
Anlage B 
Satzung 

 
über die Anordnung einer Veränderungssperre 

 
Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBI I S. 2414), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24.12.2008 
(BGBI I S. 3018); und der §§ 7 und 41 (1)f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.06.2008 (GV. NRW. S. 514) wird folgende Sat-
zung beschlossen:  
 

§ 1 
 
(1) Der Umwelt- und Stadtentwicklungsausschuss hat in seiner Sitzung am 09.12.2008 den 

Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/B 31 „Kupferham-
mer“ für das Gebiet nordwestlich Brockhagener Straße / Gütersloher Straße südlich 
Bahnlinie Osnabrück-Bielefeld und östlich Wohngebiet Wiener Straße gefasst. 
 

(2) Zur weiteren Sicherung der Planung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. I/B31 „Kupferhammer“ wird für dieses v. g. Gebiet eine Veränderungssperre ange-
ordnet. 

 
(3) Das Gebiet, für das die Veränderungssperre angeordnet wird, ist in einem Lageplan im 

Maßstab 1 : 1000 mit roter Farbe umrandet. 
 
 Der Lageplan liegt beim Bauamt der Stadt Bielefeld, August-Bebel-Strasse 92, in der 

Bauberatung, während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 

§ 2 
 
(1) Im Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen 
 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht 
beseitigt werden, 

 
2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 

baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigpflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 
(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Verände-

rungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen 
trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

 
(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt 

worden oder aufgrund eines anderen baurechtlichen Verfahrens zulässig sind, Unterhal-
tungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 
Veränderungssperre nicht berührt. 

 
§ 3 

 
(1) Die Veränderungssperre wird mit der öffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung 

rechtsverbindlich. 
 
(2) Die Veränderungssperre tritt außer Kraft, sobald und soweit für ihren Geltungsbereich 

ein Bebauungsplan in Kraft tritt, spätestens 2 Jahre nach ihrer Bekanntmachung. 


